
 1/4 

 

 BEZIRKSREGIERUNG 

 DÜSSELDORF 

 
 

SITZUNGSVORLAGE 

 

Sitzung 
Nr. 

StA 
      

VA 
      

PA 
77. 

RR 
80. 

TOP             8 6 

Datum             25.03.2020 02.04.2020 

 
 Ansprechpartner: Herr van Gemmeren                              Telefon: 0211 / 475-2358 

 
 Bearbeiter/in: Frau Juszczak                                               Telefon: 0211 / 475-2357 

 

 

Antrag auf Abweichung von den Zielen der Raumordnung im Gebiet der Stadt 
Dormagen (Entwicklungsgebiet Silbersee – nördliche Teilfläche) 

hier: Einvernehmen des Regionalrates 
 

 
 

Beschlussvorschlag für die Sitzung des Regionalrates: 

Der Regionalrat erklärt gemäß § 16 Landesplanungsgesetz des Landes Nordrhein-

Westfalen in Verbindung mit § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz sein Einvernehmen 
zur beantragten Zielabweichung im Gebiet der Stadt Dormagen für die nördliche Teil-
fläche des Entwicklungsgebietes Silbersee in der Fassung dieser Vorlage. 

 

 

 

 

 

 

gez. Birgitta Radermacher 

Düsseldorf, den 3. März 2020  
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Sachverhaltsschilderung: 

 
Die Stadt Dormagen hat im Zuge der Planungen zur 160. Änderung des Flächennutzungs-

planes und dem parallel verlaufenden Verfahren für den Bebauungsplan Nr. 528 „Entwick-

lungsgebiet Silbersee“ einen Antrag auf Abweichung von den Zielen der Raumordnung ein-

gereicht (siehe Anlage 1).  

Die zu entwickelnden Industriebrachen im Bereich des Silbersees in Dormagen und unmittel-

bar angrenzend an das Neusser Stadtgebiet befinden sich überwiegend in einem Bereich für 

Gewerbe und Industrie (GIB). Der gesamte Bereich ist aufgrund seiner trimodalen Anbin-

dung an Wasser, Schiene und Straße, zukünftig für eine interkommunale gewerblich-industri-

elle Entwicklung vorgesehen.  

Die Stadt Dormagen plant nun die Entwicklung des gewerblich-industriellen Bereiches am 

Silbersee. Dafür soll die 160. FNP-Änderung und das Bebauungsplanverfahren für den Be-

bauungsplan Nr. 528 durchgeführt werden. Im Zusammenhang mit der Entwicklung des ge-

werblich-industriellen Bereiches und der Planungen zur Anschlussstelle „Delrath“ kann ein 

umfangreicher Teilbereich der ursprünglich geplanten gewerblichen Baufläche aus arten-

schutzrechtlichen Gründen nicht gewerblich genutzt werden und muss für eine ortsnahe ar-

tenschutzrechtliche Ausgleichsfläche herangezogen werden. Auf dieser Fläche sollen die ar-

tenschutzrechtlichen Ausgleichserfordernisse, insbesondere der streng geschützten Zau-

neidechse, des Planfeststellungsverfahrens zur Anschlussstelle und der Bauleitplanverfah-

ren gebündelt werden. Die zukünftigen Ausgleichserfordernisse werden als Grünfläche dar-

gestellt und umfassen rund 6 ha (siehe Anlage 2.3 „Detailplan FNP“).  

Mit dem Verlust des bestehenden gewerblich-industriellen Bereiches von ca. 6 ha soll das 

Gewerbegebiet im Sinne eines Flächentausches nördlich um ca. 4 ha erweitert werden. Die 

in Rede stehende Fläche ist ein kleiner Teil eines im Regionalplan Düsseldorf dargestellten 

Sondierungsbereich für GIB (siehe Anlage 2.1 „Lageplan“ und Anlage 2.2 Detailplan RPD“) . 

Einer Entwicklung dieser Teilfläche steht Ziel 2 aus Kap. 3.1.1 des Regionalplans Düsseldorf 

(RPD) entgegen, da danach für eine Inanspruchnahme des Sondierungsbereiches eine Re-

gionalplanänderung durchgeführt werden muss.  

Mit dem Zielabweichungsverfahren kann gem. § 16 Landesplanungsgesetz Nordrhein-West-

falen (LPIG NRW) i. V. m. § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) den Kommunen ermög-

licht werden, gemeindliche Bauleitplanungen durchzuführen, die von den Zielen der Raum-

ordnung abweichen. Dabei erfolgt keine Änderung der Darstellung im Regionalplan Düssel-

dorf.  

§ 6 Abs. 2 ROG lautet: „Von Zielen der Raumordnung kann abgewichen werden, wenn die 

Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der 

Planung nicht berührt werden. Antragsberechtigt sind die öffentlichen Stellen und die Perso-

nen des Privatrechts, die das Ziel, von dem eine Abweichung zugelassen werden soll, nach 

§ 4 zu beachten haben.“ 

In § 16 Abs. 3 LPlG ist ergänzend formuliert: „Zuständig für das Zielabweichungsverfahren 

bei Regionalplänen ist die Regionalplanungsbehörde. Sie entscheidet im Benehmen mit den 

fachlich betroffenen öffentlichen Stellen und im Einvernehmen mit der Belegenheitsge-

meinde und dem regionalen Planungsträger.“ 

Nach Einschätzung der Regionalplanungsbehörde handelt es sich bei der Planung mit den 

verschiedenen Besonderheiten um einen raumordnerisch vertretbaren Einzelfall. Zunächst 

einmal ist der bestehende GIB am Silbersee in einem größeren Bereich unerwartet nicht  
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ausnutzbar. Noch zum Aufstellungsbeschluss des Regionalplans Düsseldorf 2017 war von 

einer umfänglichen Ausnutzbarkeit der Fläche ausgegangen worden. Schon seit den 70er 

Jahren liegt das ehemalige Betriebsgelände der Zinkhütte brach. Seit Jahrzehnten wird ver-

sucht die Fläche am Silbersee einer gewerblichen Nachnutzung zuzuführen, auch um die 

Altlastensituation im dortigen Bereich planerisch zu bewerkstelligen. Auch wird vor dem Hin-

tergrund der größeren und wünschenswerten Brachflächennutzung dieses Bereiches, ange-

nommen, dass es sich bei dieser Planungskonstellation um einen Einzelfall handelt.  

Aufgrund der geringfügigen Inanspruchnahme des Sondierungsbereiches, werden aus Sicht 

der Regionalplanung auch die Grundzüge der Planung nicht berührt. In der überwiegenden 

Substanz bleibt der Sondierungsbereich unangetastet. Des Weiteren wird die raumordneri-

sche Verträglichkeit angenommen, da die Flächeninanspruchnahme durch die FNP-Ände-

rung wegen des Flächentausches sich im vorausgeschätzten Rahmen bewegt und die hier in 

Rede stehende Fläche direkt angrenzt (siehe Anlage 2.1 „Lageplan“ und Anlage 2.2 Detail-

plan RPD“). Ungeachtet des Ziels zum Sondierungsbereich würde die neue LEP-Fassung 

des Ziels 2-3 hier eine Erweiterung ermöglichen.  

Ohne der abschließenden Entscheidung vorgreifen zu wollen, ist festzustellen, dass die Re-

gionalplanungsbehörde dem Antrag positiv gegenübersteht. 

In § 16 Abs. 3 LPlG wird neben dem Einvernehmen des Regionalrates auch das der Bele-

genheitsgemeinde gefordert (siehe oben). Für die Stadt Dormagen liegt mit Ihrem Antrag – 

auf Basis entsprechender kommunaler Sitzungen – das Einvernehmen zu einer Zielabwei-

chung vor.  

Des Weiteren ist im Rahmen des Zielabweichungsverfahrens das Benehmen mit den fach-

lich betroffenen öffentlichen Stellen herzustellen. Diese wurden mit einem Schreiben vom 

23.01.2020 gebeten im Hinblick auf eine positive Entscheidung zur Zielabweichung ihr Be-

nehmen bis zum 14.02.2020 zu erklären.  

Die Herstellung des Benehmens erfordert eine Auseinandersetzung mit den von den be-

troffenen öffentlichen Stellen vorgebrachten Stellungnahmen. Es soll ernsthaft versucht wer-

den, einen Konsens zu finden. Letztlich muss aber – anders als beim Einvernehmen – keine 

Einigung erreicht werden. Von den neun Beteiligten hatten fünf Beteiligte keine Hinweise, 

Anregungen und Bedenken. Hier ist von einem Benehmen auszugehen. Im Folgenden wer-

den die vorgebrachten Stellungnahmen (siehe Anlage 4) kurz zusammengefasst.  

Der Rheinische Landwirtschafts-Verband e.V. ist der Auffassung, dass durch eine Inan-

spruchnahme des Sondierungsbereiches die Grundzüge der Planung berührt werden, da der 

Sondierungsbereich in Gänze für eine gewerblich-industrielle Nutzung langfristig vorgesehen 

sei, und nur bei Ausschöpfung aller vorhandenen Reserven in Anspruch genommen werden 

könne. Ein Bedarf für weitere gewerbliche Bauflächen bestünde für die Stadt Dormagen mo-

mentan nicht. Wie oben dargelegt, sind aus Sicht der Regionalplanungsbehörde die  Grund-

züge der Planung nicht berührt. Zudem wird von der Regionalplanungsbehörde der Bedarf  

gesehen, da der bestehende GIB nicht vollumfänglich ausnutzbar ist. Des Weiteren wird von  

dem Verband auf die Inanspruchnahme einer Freiraumachse mit der Kernfunktion als Frisch-

luftschneise und auf den angemessenen Sicherheitsabstand von 800 m zu einem Störfallbe-

trieb hingewiesen. Die Regionalplanungsbehörde ist hierzu der Auffassung, dass die Ab-

standsfragen im und angrenzend am GIB auf der Ebene der Bauleitplanung gelöst werden 

können. Was die Freiraumschneise betrifft verfolgt der Regionalplan mit seiner Darstellung 

als Sondierungsbereich für diesen Bereich dauerhaft eine andere Zielsetzung. Mit unter  an-

derem diesen Argumenten wurde auch unter Beibehalt der konträren Positionen 
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das Benehmen hergestellt.  

Das Benehmen wurde auch mit der Landwirtschaftskammer NRW hergestellt ; die Inan-

spruchnahme landwirtschaftlicher Produktionsflächen wird jedoch seitens der Kammer nicht 

begrüßt. 

Das LVR Amt für Bodendenkmalpflege hat darauf hingewiesen, dass das Plangebiet ein Bo-

dendenkmal tangiert. Es wird jedoch ausgeführt, dass die Prüfung der archäologischen Be-

deutung und einer potenziellen Einschränkung auf der Fläche im nachgelagerten Bauleit-

planverfahren erfolgen kann. Das Benehmen hierzu konnte telefonisch hergestellt werden. 

Die Stadt Düsseldorf weist auf mögliche artenschutzrechtlichen Konflikte hin, wenn der Aus-

tausch der Arten innerhalb des Biotopverbundes entlang des Rheins, über die Freiflächen 

der West-Ost-Achse bis in das Naturschutzgebiet „Himmelgeister Rheinbogen“, beeinträch-

tigt wird. Weiterhin könnten Emissionen durch neue Gewerbegebiete das Naturschutzgebiet 

beeinflussen. Die weitere Verengung der Ost-West-Achse wird ebenfalls kritisch gesehen. 

Falls bei der Prüfung dieser Aspekte keine nachteiligen Auswirkungen auf das Naturschutz-

gebiet „Himmelgeister Rheinbogen“ zu erwarten sind, bestünden keine Bedenken von Seiten 

der Stadt Düsseldorf. Vor allem vor dem Hintergrund des bestehenden Sondierungsbereichs 

am nördlichen Silbersee wurden diese Argumente der Stadt durch die Regionalplanungsbe-

hörde nicht geteilt. Es ist davon auszugehen, dass diese Fragestellungen auf der Ebene der 

Bauleitplanung abgemildert bzw. gelöst werden können. Das Benehmen wurde auch mit der 

Stadt Düsseldorf hergestellt.  

Vor dem Hintergrund der Stellungnahmen und der besonderen Einzelfallkonstellation, dass 

hier die Reaktivierung dieses ehemals industriell genutzten Standortes möglich wird, stellt 

die Regionalplanung einen positiven Abschluss des Zielabweichungsverfahrens in Aussicht, 

sollte der Regionalrat sein Einvernehmen erklären.  

 

Anlagen:  

Anlage 1: Antrag der Stadt Dormagen und Beschlussvorlage PUA  

Anlage 2: Übersichtspläne (2.1 - 2.3) 

Anlage 3: Beteiligtenliste und Übersicht zu den Benehmensherstellungen  

Anlage 4: Stellungnahmen und Schriftverkehr zur Benehmensherstellung  

 

 



iDORMAGEN de Natürlich! Am Rhein.

Stadt Dormagen, Stadtplanung, 41538 Dormagen 

An 
Frau Schmittmann 
Dezernat 32 
Bezirksregierung Düsseldorf 
Cecilienallee 2 
40474 Düsseldorf

Stadt Donnagen 
Der Bürgermeister 
Technisches Rathaus 
Mathias-Giesen-Straße 11 
41540 Dormagen 

Stadtplanung 
Fachbereich Städtebau 
Zuständig Herr Medzech 
Raum 0.19 
Telefon 02133 257 855 
Telefax 02133 257 77855 
E-Mail sven.medzech@ 

stadt-dormagen.de 
Az. FNP-Anderung Nr. 160 
Ihr Schreiben 
Mein Zeichen 1/F61/61/Me 
Datum 22.01.2020

Antrag auf Abweichung von den Zielen der Raumordnung gemäß § 16 Landesplanungs- 
gesetz NRW (LPIG.NRW) 
160. Änderung des Flächennutzungsplanes „Entwicklungsgebiet Silbersee"; 
hier „Entwicklungsgebiet Silbersee — nördliche Teilfläche", Stadtteil Stürzelberg;

Sehr geehrte Frau Schmittmann, 
sehr geehrte Damen und Herren,

der auf der Stadtgrenze zwischen Dormagen und Neuss gelegene Silbersee ist Mittelpunkt der 
Planungen zum interkommunalen Gewerbegebiet „Entwicklungsgebiet Silbersee". Der Bereich 
um das Plangebiet zeichnet sich heute bereits durch zahlreiche innovative und internationale Un- 
ternehmen der Industrie auf beiden Stadtseiten aus. Im Rhein-Kreis Neuss ist die Stadt Dormagen 
ein traditionell geprägter Wirtschaftsstandort von Industrie, Logistik und Handel. Insbesondere in 
den Gewerbegebieten Delrath, St. Peter und Stürzelberg sind zahlreiche international tätige Un- 
ternehmen ansässig. Dies gilt im gleichen Maße für die nördlichen angrenzenden Neusser Ge- 
werbegebiete. Diese haben einen großen Anteil an den rd. 25.000 Industriearbeitsplätzen, die 
alleine der Rhein-Kreis Neuss für die Region bietet. Mit diesem Beschäftigungsgrad zählt der 
Rhein-Kreis Neuss mit zu den wichtigsten Industriestandorten in Nordrhein-Westfalen. 
Die ansässigen Unternehmen sind zudem in vielfältige regionale Wertschöpfungsketten einge- 
bunden, sodass ihre Bedeutung über die jeweiligen Standortkommunen hinausreicht. Ihr Wachs-

Bankverbindungen der Stadt Dormagen 
[Gläubiger-ID: DE7600000000002384] 
Sparkasse Neuss 
IRAN: DE27 3055 0000 0000 3305 22, BIC: WELADEDNXXX 
VR Bank Dormagen 
IBAN: DE78 3056 0548 3020 2000 13, BIC: GENODEDI NLD

Allgemeine Sprechzeiten 
Mo, Di, Mi 8.30 —12 Uhr, 
Do 14 —18 Uhr, Fr 8.30 —12 Uhr 
und nach Vereinbarung 

ÖPNV: Bus 881, 882, 883, 884, 
885, 886; Haltestelle Marktplatz

Zentrale 
Telefon 02133 257-0 
Telefax 02133 257-77000 

E-Mail 
info@stadt-dormagen.de 
www.dormagen.de
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tums- und Innovationspotential lässt neue Investitionen erwarten, die in der Region gehalten wer- 
den sollen. Dies gilt insbesondere für die Branchen Logistik, Aluminiumverarbeitung und Maschi- 
nenbau. 

Unmittelbar angrenzend an den heutigen Unternehmensbesatz und an der Grenze beider Stadt- 
gebiete befinden sich alte Industriebrachen, die größtenteils bereits über die erforderliche regio- 
nalplanerische Ausweisung verfügen. Diese Areale liegen im Bereich des „Silbersees" und befin- 
den sich überwiegend im Eigentum der RWE Power AG. Es handelt sich um eine Industriebrach- 
fläche, mit einer hervorragenden Lage und Anbindung an Wasser, Schiene und Straße, die die 
Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Dormagen nachhaltig sichert und einer neuen gewerbli- 
chen Nutzung zugeführt werden soll. 

Vor diesem Hintergrund besteht zwischen dem Rhein-Kreis Neuss sowie den Städten Dormagen 
und Neuss Einvernehmen, diese Fläche einer gewerblich-industriellen Ausweisung zuzuführen. 
Hierzu haben RWE Power sowie die Städte Dormagen und Neuss eine Rahmenvereinbarung 
über die Entwicklung gewerblich-industrieller Bauflächen im Bereich „Silbersee" im März 2013 
unterzeichnet. Für einen auf Dormagener Stadtgebiet liegenden Flächenanteil hat die Stadt Dor- 
magen als zuständige lo►:ale Planungsbehörde im Jahr 2014 einen Beschluss zur Aufstellung der 
160. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes Nr. 528 „Entwicklungsge- 
biet Silbersee" gefasst. 

Im Zuge der Planungen zur 160. Änderung des Flächennutzungsplanes, dem parallel verlaufen- 
den Bebauungsplanverfahren Bebauungsplan Nr. 528 „Entwicklungsgebiet Silbersee", sowie dem 
Planfeststellungsverfahren zum Neubau der Anschlussstelle Dormagen-Delrath an der A57, ein- 
schließlich des Neubaus einer Verbindungsstraße zwischen den Ortsteilen Neuss-Allerheiligen 
und Dormagen-Delrath stellte sich heraus, dass eine rund 6 ha große Fläche aus artenschutz- 
rechtlichen Gründen nicht für eine gewerbliche Baufläche genutzt werden kann. Diese ist im Re- 
gionalplan 2018 als gewerblich-industrieller Bereich (GIB) eingeplant. Damit steht jedoch ein we- 
sentlicher Teil des ursprünglichen Entwicklungsgebietes nicht mehr für eine gewerbliche oder in- 
dustrielle Entwicklung zur Verfügung (siehe Anlage 2 und 3). 

Um den von der Bezirksregierung Düsseldorf berechneten kommunalen Bedarf von gewerblich- 
industriellen Bereichen (GIB) im Stadtgebiet weiterhin decken zu können bitte ich Sie, ein Flä- 
chentausch im Sinne eines Zielabweichungsverfahren zugunsten einer nördlich liegenden Fläche, 
durchzuführen (vgl. Anlage 1,2 und 3). 
Die in Rede stehende Fläche ist im neuen Regionalplan Düsseldorf (2018) als Sondierung für GIB 
dargestellt. Eine gewerbliche Entwicklung dieser Fläche steht jedoch dem raumordnerischen Ziel 
2 aus Kap. 3.1.1 des Regionalplans Düsseldorf entgegen (Ziel 2: „In den in der Beikarte 3A — 
Sondierung für eine zukünftige Siedlungsentwicklung — dargestellten Sondierungsbereichen 
(Sondierungsbereiche für den Siedlungsraum) sind raumbedeutsame Planungen und Maßnah- 

men ausgeschlossen, die mit einer GIB- oderASB-Nutzung nicht vereinbar sind. `). Entsprechend 
muss von den Zielen des Regionalplans Düsseldorf (2018) abgewichen werden. 
Die Grundzüge der regionalen Planung werden aus Sicht der Stadt Dormagen hier jedoch nicht 
berührt, da ein großer Teil des Bereiches weiterhin als Sondierung verbleibt. 

Vor diesem Hintergrund beantrage ich die Abweichung von Ziel 2 aus Kap. 3.1.1 des Regional- 
plans Düsseldorf für den in der Anlage 1 dargestellten Bereich. Die Zielabweichung wird beantragt 
für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Dormagen und für die parallel dazu 
durchgeführte 160. Flächennutzungsplanänderung „Entwicklungsgebiet Silbersee", die hier kon- 
kret die Darstellung einer gewerblichen Baufläche (G) vorsieht sowie für das Bebauungsplanver- 
fahren Nr. 528 „Entwicklungsgebiet Silbersee", das sich aus dieser FNP-Darstellung entwickeln 
wird. Ich bitte darum, den Antrag in den ersten Sitzungsblock des Regionalrates und seiner Fach- 
ausschüsse in 2020 einzubringen. Der Vorgang und die Hintergründe wurden im Vorfeld bereits
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auf Arbeitsebene mit Ihrem Dezernat 32 und der Kreisentwicklung des Rhein-Kreises Neuss be- 
sprochen. Eine digitale Fassung dieses Antrags wurde ebenfalls direkt an die bearbeiten Dienst- 
stellen versendet. 

Hintergas ndlinfformationen zum hn rag auf ofiin ~öeiaf~weici~~ao~~~ver~aFurre~ 

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 528 „Entwicklungsgebiet Silbersee" und der 
erforderlichen gleichnamigen 160. Flächennutzungsplanänderung (FNPä) wird durch die Bezirks- 
regierung Düsseldorf (Antragsstellung durch Rhein-Kreis Neuss) das Planfeststellungsverfahren 
für den Neubau der Anschlussstelle Dormagen-Delrath an der A 57 südlich des Autobahnkreuzes 
Neus-Süd, einschließlich des Neubaus einer Verbindungsstraße zwischen den Ortsteilen Neuss- 
Allerheiligen und Dormagen-Delrath durchgeführt. Diese Flächen sind ebenfalls Bestandteil der 
160. Flächennutzungsplanänderung und werden durch die Planfeststellung vorgegeben, bzw. aus 
dieser als Vermerk übernommen. Im Zuge der Planungen zur Anschlussstelle stellte sich heraus, 
dass ein umfangreicher Teilbereich der ursprünglich geplanten gewerblichen Baufläche aus ar- 
tenschutzrechtlichen Gründen nicht gewerblich genutzt werden kann und daher -für eine ortsnahe 
artenschutzrechtliche Ausgleichsfläche herangezogen werden muss. 
Als Besonderheit kann an dieser Stelle herausgestellt werden, dass mit der Ausgleichsfläche an 
dieser Stelle (vgl. Anlage 2) die artenschutzrechtlichen Ausgleichserfordernisse, insbesondere 
der streng geschützten Zauneidechse, des Planfeststellungsverfahrens und der Bauleitplanver- 
fahren gebündelt werden sollen, um somit ein optimales zusammenhängendes Habitat zu schaf- 
fen und gleichzeitig den Flächenverbrauch zu reduzieren. Dieses Vorgehen wurde im Vorfeld um- 
fangreich mit der unteren Naturschutzbehörde (Rhein-Kreis Neuss) abgestimmt und wird von al- 
len Seiten ausdrücklich begrüßt. Die zukünftigen Ausgleichserfordernisse werden den Gesamt- 
Bereich der nun dargestellten Ausgleichsflächen mit rund 6 ha umfassen. Die genauen Darstel- 
lungen bzw. Festsetzungen werden in den nachgelagerten Bauleitplanvenfahren im Laufe der je- 
weiligen Verfahren noch konkret abgestimmt und ergänzt. Die neu hinzukommende Fläche, für 
die die Zielabweichung erforderlich ist, wird mit rund 4 ha eine deutlich kleinere Fläche darstellen. 

Die projektierte Darstellung in der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes, respektive die Er- 
weiterung des Geltungsbereiches der 160. FNP-Änderung „Entwicklungsgebiet Silbersee" und 
des Bebauungsplanverfahrens Nr. 528 „Entwicklungsgebiet Silbersee" und somit der Bereich des 
Zielabweichungsverfahrens befindet sich im Norden des Plangebietes (vgl. Anlage 1 bis 3) und 
wird durch die bestehende Industriebahn, das westliche Ufer des Silbersees bzw. den bestehen- 
den Wirtschaftsweg und die bisherige Grenze der Darstellung des GIB (Bereiche für gewerbliche 
und industrielle Nutzungen) im Regionalplan Düsseldorf (RPD) und ehemalige nördliche Grenze 
des Geltungsbereiches der 160. FNPä und dem gleichnamigen Bebauungsplan Nr. 528 abge- 
grenzt. Mit der Durchführung des Zielabweichungsverfahrens im vorliegenden Fall ist das oben 
beschriebene „räumliche Dreieck" zukünftig ebenfalls dem bestehenden GIB zuzurechnen. 

Das Planungskonzept des RPD sieht hier grundsätzlich eine Entwicklung von GIB vor. Damit ist 
die Voraussetzung der Ausnahme von Ziel 2.3 LEP NRW gegeben und einen Tausch der Flä- 
chenpotenziale über ein Zielabweichungsverfahren möglich. 

Mit diesem wird nunmehr die Entwicklung der erweiterten Abgrenzung der 160. FNPä "Entwick- 
lungsgebiet Silbersee" und dem gleichnamigen Bebauungsplan Nr. 528 aus den Zielen des Re- 
gionalplans (RPD) möglich. 

Die bisher als GI-Fläche im FNP dargestellte Fläche (vgl. Anlage 4 des Antrags) südwestlich des 
geplanten Autobahnzubringers Kn33 soll entsprechend künftig als Fläche für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 10, Abs. 
2a und Abs. 4 BauGB dargestellt werden. Die im Norden ergänzte Fläche als gewerbliche Bau- 
fläche (G).
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Detaillierte Informationen zur Plangebietsabgrenzung und zum Planungserfordernis der gesam- 
ten 160. Änderung des Flächennutzungsplans können der Planzeichnung und Begründung (An- 
lage 4) entnommen werden. 

Zur 160. Änderung des Flächen nutzungsplanes „Entwicklungsgebiet Silbersee" der Stadt Dorma- 
gen ist entsprechend den gesetzlichen Vorgaben des Baugesetzbuches eine Umweltprüfung 
durchgeführt worden. Die planungsbedingten Auswirkungen sind in einem Umweltbericht zusam- 
mengefasst und dem Bauleitplan als gesonderter Teil der Begründung beigefügt (vgl. Anlage 4).

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

NI4

Lierenfeld 
Bürgermeister

Anlaqen: 
1. Lage der Fläche der Zielabweichung im RPD 
2. Detailansicht des Zielabweichungsverfahrens im RPD 
3. Detailansicht des Zielabweichungsverfahrens in der FNP-Änderung 
4. Vorentwurf zur 160. Flächennutzungsplanänderung „Entwicklungsgebiet Silbersee"
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Mitgezeichnet

Gesehen

B e r a t u n g s v o r l a g e B
FNP-Änderung Nr. 160 „Entwicklungsgebiet Silbersee„ 
Beschluss Änderung des Geltungsbereichs 
Beschluss Antragstellung Zielabweichungsverfahren

Beratungsfolge Zuständigkeit Sitzungstermin
Planungs- und Umweltaus- Beschlussfassung 27.11.2019 
schuss

Beschlussvorschlag:

1. Der Planungs- und Umweltausschuss beschließt, den am 23.09.2014 gefassten Be-
schluss über die die Änderung des Flächennutzungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 Bauge- 
setzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 
3634) - in der zurzeit geltenden Fassung - für das Gebiet nördlich des Zinkhüttenwe- 
ges, westlich der B9 so zu ändern, dass das Plangebiet nunmehr geringfügig nach 
Norden östlich entlang der Industriebahn, östlich begrenzt durch den Silbersee erwei- 
tert wird. Maßgebend ist der Änderungsgeltungsbereich der 160. Flächennutzungs- 
planänderung „Entwicklungsgebiet Silbersee“ (vgl. Anlage 3), der Bestandteil dieses 
Beschlusses ist. 

2. Der Planungs- und Umweltausschuss beauftragt die Verwaltung bei der Bezirksregie- 
rung Düsseldorf über den Rhein-Kreis Neuss einen Antrag zur Einleitung und Durch- 
führung eines Zielabweichungsverfahrens gem. § 16 LPlG für den der Anlage 1 dar- 
gestellten Bereich zu stellen.

Finanzielle Auswirkungen:

Der Beschluss hat keine finanziellen Auswirkungen.

Begründung:

Das erklärte Ziel der Dormagener Stadtentwicklung ist es, die bestehenden Brachflächen 
im Stadtgebiet zu reaktivieren und einer neuen Nutzung zuzuführen. Bei der Fläche am
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Silbersee im Norden des Stadtgebietes handelt es sich um eine der letzten größeren und 
zusammenhängenden Flächen in der Region. Um Wachstums- und Innovationspotenzial 
in Dormagen und der Region zu sichern und weiterzuentwickeln, sollen die im Plangebiet 
gelegenen Frei- und Brachflächen östlich der Bundesautobahn 57 einer gewerblich- 
industriellen Nutzung zugeführt werden. Eine langfristige Zusammenführung der Flächen 
mit dem auf Neusser Stadtgebiet befindlichen Gewerbe- und Industriegebieten zu einem 
großräumigen interkommunalen Gewerbe- und Industriegebiet ist dabei möglich. 
 Aus diesem Grunde wurde 2014 das Verfahren zur 160. Flächennutzungsplanänderung 
(FNPä) mit dem Beschluss des Planungs- und Umweltausschusses eingeleitet (vgl. Vor- 
lage Nr. 9/0096) und der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplanes Nr. 528 „Entwick- 
lungsgebiet Silbersee“ (vgl. Vorlage Nr. 9/0097 vom 23.09.2014) gefasst. 
Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 528 „Entwicklungsgebiet Silbersee“ 
und der erforderlichen 160. Änderung des Flächennutzungsplanes wird durch die Be- 
zirksregierung Düsseldorf ein Planfeststellungsverfahren für den Neubau der Anschluss- 
stelle Dormagen-Delrath an die A 57 südlich des Autobahnkreuzes Neuss-Süd, ein- 
schließlich des Neubaus einer Verbindungsstraße zwischen den Ortsteilen Neuss- 
Allerheiligen und Dormagen-Delrath durchgeführt. Diese Planungen werden als Vermerk 
in der 160. FNPä berücksichtigt und berichtigen damit die bereits im rechtsgültigen FNP 
dargestellte Trassenführung. Im Zuge dieser Planungen stellte sich heraus, dass eine 
große Fläche des ursprünglichen Plangebietes für den ortsnahen artenschutzrechtlichen 
Ausgleich herangezogen werden muss. Somit steht ein wesentlicher Teil des ursprüngli- 
chen Plangebietes gegenwärtig nicht mehr für eine gewerbliche oder industrielle Entwick- 
lung zur Verfügung (siehe Anlage 1 und 2). Um diesen Umstand zu kompensieren soll 
das Plangebiet der 160. Flächennutzungsplanänderung und des Bebauungsplanes "Ent- 
wicklungsgebiet Silbersee" erweitert werden. Hierzu ist ein Zielabweichungsverfahren 
erforderlich, um einen Flächen und Potenzialtausch auf regionalplanerischer Ebene 
durchzuführen. Dieser Schritt ist im vorliegenden Fall möglich, weil die zu erweiternde 
Fläche im Regionalplan Düsseldorf (RPD) als Sondierungsfläche für einen gewerblich- 
industriellen Bereich (GIB) dargestellt ist. Somit erfolgt ein Flächentausch auf Ebene des 
Regionalplans und der nachgelagerten Ebenen der Bauleitplanung zwischen der neu 
hinzukommenden gewerblichen Baufläche im Norden und der Fläche zur artenschutz- 
rechtlichen Kompensation im Südwesten (vgl. Anlage 3 und 4). Detaillierte Ausführungen 
zu der Erforderlichkeit des Verfahrens können der Begründung in Anlage 2 entnommen 
werden. 
Um dem im Aufstellungsbeschluss angestrebten Charakter eines interkommunalen Ge- 
werbe- und Industriegebiets gerecht zu werden, soll im weiteren Verfahren die Verbin- 
dung der Industriestandorte zwischen Neuss und Dormagener Stadtgebiet geprüft wer- 
den. Eine Inanspruchnahme bisher unversiegelter Flächen und Bereiche des Ufers des 
Silbersees ist nicht vorgesehen.

Anlage 1



Seite 3 von 3

Zielabweichungsverfahren 
Um die Durchführung eines Zielabweichungsverfahrens durch die Bezirksregierung Düs- 
seldorf zu erwirken muss ein Antrag der Verwaltung der Stadt Dormagen an die Bezirks- 
regierung Düsseldorf über den Rhein-Kreis Neuss gestellt werden. Das Verfahren zur 
Zielabweichung wird von der Bezirksregierung Düsseldorf durchgeführt. Die Beteiligung 
der Träger öffentlicher Belange (TÖB) beschränkt sich auf die Herstellung des Beneh- 
mens mit den fachlich berührten TÖBs. Da hierbei auch die Umweltverbände berücksich- 
tigt werden liegt dem Antrag eine Begründung und Umweltbericht zur 160. Änderung des 
Flächennutzungsplanes bei (vgl. Anlage 4). 

Die Bezirksregierung erstellt im nächsten Schritt - nach Antragstellung durch die Stadt 
Dormagen - eine Sitzungsvorlage für den Regionalrat, in der die Planung vorgestellt und 
die Möglichkeit einer Zielabweichung begründet werden.

Die Verwaltung empfiehlt dem Planungs- und Umweltausschuss, den Antrag zur Durch- 
führung eines Zielabweichungsverfahrens an die Bezirksregierung zu stellen.

Lierenfeld 
Bürgermeister

Anlagen:

(Die hier als Anlage geführten Dateien sind ebenfalls Bestandteil der Antragsstellung an 
die Bezirksregierung Düsseldorf)

1. Lageplan zum Bereich des Zielabweichungsverfahrens (Stand 04.11.2019) 

2. Begründung der Zielabweichung für Bezirksregierung Düsseldorf (Stand 04.11.2019) 

3. Planzeichnung zur 160. Flächennutzungsplanänderung (Vorentwurf. Stand 
04.11.2019) 

4. Begründung und Umweltbericht der 160. Flächennutzungsplanänderung (Vorentwurf, 
Stand 04.11.2019)
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Stand 22.01.2020

Zielabweichungsverfahren zur 160. FNP Änderung - Entwicklungsgebiet Silbersee -

Regionalplan 2018 (ohne Maßstab)

D Zielabweichungsverfahren

Anlage 2.1 Lageplan



Zielabweichungsverfahren zum - Entwicklungsgebiet Silbersee -

Regionalplan 2018 (ohne Maßstab) 

[:J Fläche der Zielabweichung

[:J Tauschfläche

Stand 22.01.2020 

Anlage 2.2 Detailplan RPD
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